
Die Rentendiskussion
kommt solangsamauf
Touren, denn Ende des

Jahressoll die BIT−Studie
vorliegen. Vorsorglich
meldetesich auch der

LCGBzu Wort.

(RK)− "ImRentenbereich wur-
de genug diskutiert, jetzt müs-
senendlich Nägel mit Köpfenge-
macht werden", verkündete Ro-
bert Weber, Präsident des LCGB,
am vergangenen Dienstag bei
der Vorstellung des Forderungs-
katalogs seiner Gewerkschaft.
Auch die Studie des Bureau In-
ternational duTravail (BIT) über
das Luxemburger Rentensystem
wolle er nicht abwarten: "Ich be-
haupte mal frei und frank, dass
das Ergebnis schon bekannt ist:
privatisieren."
Befremdlich, dass gerade ein

Gewerkschafter das BIT und die
ultraliberale OECDineinen Topf
schmeißt. Doch der LCGB will
nicht nur große Sprüche klop-
fen, eine Plakatkampagne und
Petitionslisten in den Betrieben
sollen in den kommenden Wo-

chen den Druck
auf die Regierung
erhöhen.
Die Stoßrichtung
der LCGB−Forde-
rungen ist nicht
neu: Rentener-
höhungen i m Pri-
vatsektor. Robert
Weber hob her-
vor, dass die Pen-
sionskassen einen
hohen Reserven−
Überschuss ha-

ben: "Kurzfristig gibt es Spiel-
raum für Rentenaufbesserun-
gen." Das soll aber eine richtige
monatliche Erhöhung sein und
"kein Würstchen", wie Robert
Weber den von der LSAP vorge-
schlagenen 13ten Rentenmonat
betitelte.

Auch eine Mindestrente von
56.000 LUF, wie sie der ADRfor-
dert, sei "ein ungerechtes Ver-
sprechen". "Die Leistungen der
Pensionskassen sollen sich an
den Einzahlungen orientieren",
so der LCGB−Präsident. Der Vor-
schlag: Zusätzlich zur bisher
praktizierten Berechnung der
Rente soll eine Berechnung auf
die zehn besten Jahre durchge-
führt werden, und dabei minde-
stens 72 Prozent des Zehn−Jah-
res−Durchschnittseinkommens
als Rente zurückbehalten wer-
den. Von den zwei Berechnun-
gensoll diefür den Versicherten
günstigsteangewendet werden.

Statt einer linearen Aufbesse-
rung will der LCGB also die Be-
rechnungsstruktur selber verän-
dert sehen. Dies, umden Unter-
schied zwischen letztem Gehalt
und Renteneinkommen zu ver-
ringern. Die 72 Prozent lehnen
sichan die Berechnung der Ren-
tenfür Staatsbeamtenan, i mNa-
mender Konvergenz der Renten-
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Bald keine Kulturinstitute mehr i mStadtzentrum?
Nachdemdas Utopolis am Mittwoch sei nen Vertrag für ei-
ne I mplantierung i n den Beleser I ndustriebrachen unter-
schrieben hat, wurde nun ei n weiterer I nteressent aus
dem Kulturbereich, allerdi ngs dem öffentlichen, bekannt:
Auch das Nationalarchiv, das derzeit sei nen Sitz auf dem
Heili g−Geist−Plateau hat, schei nt es nämlich gen Süden zu
ziehen. Praktisch, fi ndet die Bautenministeri n, denn die i m
Herzen der Stadt geplante "Cité judiciaire" droht jetzt
schon an Raummangel zu lei den. Nicht so praktisch wäre
diese Lösung jedoch für all jene, die bislang zu Fuß von
der National bi bli othek zum Nationalarchiv gelangten. Doch
i mTrend der Dezentralisierungliegt das Archiv mit sei nem
Antrag schon: Soll doch ei n Teil der Nati onal bi bli othek be-
reits nach Kirchberg ausgelagert werden. Ei ne gemei nsa-
me Unterbri ngung von National bi bli othek und Nationalar-
chiv ist somit eh schon vom Tisch. Umso wichti ger
schei nt i m I nteresse von LeserI nnen und ForscherI nnen
ei ne effiziente Anbi ndung der I ndustriebrachen an das
Netz des öffentlichen Transports, sprich der Ei nsatz ei ner
Tram.

Verwässerte Charta
Etwas spät diskutierte das Parlament gestern i m Rahmen
der Debatte zur "Conférence i ntergouvernementale" auch
über die Europäische Charta der Grundrechte. Deren
Schicksal wurde nämlich kürzlich i n Biarritz schon weitge-
hend besiegelt, die Arbeiten des Konvents, das mit der
Textausarbeitung befasst war, wurden am 2. Oktober ab-
geschlossen. Die Frage der demokratischen Legiti mierung
der Luxemburger VertreterI nnen i n diesem Konvent stellt
sich − auch wenn es wohl nicht Ben Fayot (LSAP) und Si-
mone Beissel (DP) anzulasten ist, dass das Parlament es
nicht der Mühe wert fand, sich i m Vorfel d Gedanken über
die Ausrichtung der Charta zu machen und sei nen Vertre-
terI nnen ei nen politischen Kurs vorzugeben. Mittlerweile
ist bekannt, dass die Charta, die vom Europäischen Mini-
sterrat i n Nizza abgesegnet werden wird, i n vielen Punkten
rückschrittli ch ist oder sich ei nfach ausschweigt (siehe
auch WOXX Nr. 559). Die Dynamik, die durch den Ei nsatz
von nati onalen und europäischen Abgeordneten, aber be-
sonders auch jenen der sozialen Bewegungen entstanden
war, riskiert nun, gebrochen zu werden. Darauf gi ng das
Parlament i n ei ner mehrheitli ch angenommenen Motion
gestern jedoch nicht ei n, sondern es begrüßte gar die vor-
liegende Endfassung des Textes, wies aber darauf hi n,
dass vor allemi m Bereich der Sozialrechte Verbesserun-
gen notwendig seien.

Bildungsdefensive
Zeichnete sich die vori ge Ministeri n i n Erziehungsfragen
noch dadurch aus, dass Schul unterricht hauptsächliche i n
Contai nern stattfand, schei nt es der Nachfolgeri n eher be-
schieden zu sei n, ferti ge Schulgebäude nicht nutzen zu
können, weil i hr aufgrund der katastrophalen Bil dungs−
und Ei nstell ungspolitik i hrer Vorgänger die Lehrkräfte feh-
len, schrei bt Raoul Schaaf, Generalsekretär des SEW/
OGB−L i m Editorial des Bulleti ns. Die Bil dungsoffensive
kocht für i hn eher auf Sparflamme und die Ankündi gungen
der neuen Regierung vor ei nemJahr seien alles andere als
i n Angriff genommen. Die Trennung von Hochschul− und
Erziehungsministeri umhabe nur dazu geführt, die Kompe-
tenzen undurchschaubarer zu machen. I n dem "groupe de
pil otage", der die Reform der Lehrerausbil dung ausarbei-
ten sollte, fehle bislang der Pil ot. Außerdemsei zwar mitt-
lerweile erreicht worden, dass es i n diesem klei nen Land
ei ne beachtliche Zahl an möglichen und unmöglichen
Schulrhythmen gibt, die wichti ge Diskussion über Schul-
programme und Lerni nhalte sei aber nicht geführt worden.
Außerdem beklagt der Generalsekretär des SEWden Per-
sonal mangel. Nicht ei nmal das i m Planungsbericht ange-
gebene Mini muman Aufnahmen zum stage pédagogique
werde erreicht.

ALTLASTENINESCH−BELVAL

Sanierungauf Kosten
der Allgemeinheit?

Der Mouvement Ecologique
ist mit der Studiezur

Sanierung der
Industriebrachenin

Esch−Belval unzufrieden.

te ausgespart, die, einer Zeit-
bombeähnlich, später Probleme
stellen können. Der Verdacht
liegt nahe, dass der Auftragge-
ber, also die ARBED, vor allem
aus Kostengründen das weniger
aufwändige Verfahren bevorzugt
hat.
Aber auch mit dieser

"Light"−Ausgabe eines Altlasten-
katasters wurde einiges an Sa-
nierungsbedarf zusammengetra-
gen. Und schon jetzt ist abzu-
schätzen, dass derfür die Sanie-
rung vorgesehene Betrag vonei-
ner Milliarde Franken nicht aus-
reichen wird. Doch wer soll für
die Mehrausgaben aufkommen?
Nichts ist unklarer als die Ant-
wort auf dieseFrage. Zwar heißt
esi mBericht desInnenministers
an die Abgeordnetenkammer,
dass die ARBED die Kosten der
Sanierungüberni mmt, allerdings
"suivant les hypothèses et dans
les li mites budgétaires de l'étu-
de AGIPLANde décembre 1997".
1997 waren die Folgekosten
überhaupt nicht abzuschätzen
und der Mécostellt sich die Fra-
ge, auf welcher Grundlage der
Betrag von einer Milliarde be-
rechnet wurde. Auch hier wurde
das Pferd also von hinten aufge-
zäumt: Statt festzustellen, wel-

che Sanierungen notwendig sind
und wieviel Geld dafür aufge-
bracht werden muss, wurde will-
kürlichein Betragfestgelegt, der
womöglich die ARBEDvonihrer
Pflicht entbindet, die Kosten, die
darüber hinausgehen, auch zu
übernehmen. Es besteht die
Gefahr, dass nur die weniger
kontaminierten Gebiete ent-
seucht werden. Immer dann,
wenn es für die ARBEDzuteuer
wird, kann sie sich weigern, zu
sanieren.
Zukünftige AnrainerInnen wer-

den es sich auch überlegen, in
ein verseuchtes Gebiet zu zie-
hen, für dessen Säuberung sie
selber aufkommen müssten. Ei-
ne logische Konsequenz wäre
demnach, dass doch die Allge-
meinheitfür diezusätzlichenKo-
stengeradestehen müsste.
Der Umweltgewerkschaft ist

auch aufgefallen, dass die Nut-
zungsbesti mmungen, wie sie i m
Katasterplan ersichtlich sind,
nichti mmer mit denvondenbe-
troffenen Gemeinden ausgewie-
senen Nutzungen übereinsti m-
men. Der Mouvement Ecologi-
que hält deshalbeinealteForde-
rungi mZusammenhang mit der
Valorisierung der Industriebra-
chen aufrecht: Um das Überge-
wicht rein wirtschaftlicherInter-
essenzuvermeiden, soll einere-
gionale Entwicklungsagentur un-
ter Federführung von Staat und
Gemeinden den Sanierungspro-
zess beaufsichtigen. Nur so
ließen sich Fehlentwicklungen,
wie sie sich jetzt abzeichnen,
vermeiden.

(ergué) – Obwohl das von der
Luxemburger Firma Luxcontrol
ausgearbeitete Altlastenkataster
für Esch−Belval seit zwei Wochen
vorliegt, ist die Öffentlichkeit
und insbesondere die Anrainer-
schaft bislang nicht von offiziel-
ler Seiteüber die Resultateinfor-
miert worden.
Einmal mehr sprang der Mou-

vement Ecologique in die Bre-
sche undinformierte diesbezüg-
lichamvergangenen Montag die
Presse. Die Méco−Verantwortli-
chen hegen prinzipielle Beden-
ken gegenüber der Studie: An-
statt eine generelle Erhebung
des Standortes Esch−Belval vor-
zunehmen, wurde das Gebiet
entsprechend der später geplan-
ten Nutzungin unterschiedliche
Zonen eingeteilt. Eine Bestands-
aufnahme wurde nur dort vorge-
nommen, wo später auch eine
Nutzung vorgesehen ist. Diese
Vorgehensweise mag pragma-
tisch klingen, widerspricht aber
demeigentlichen Sinn eines Alt-
lastenkatasters, das zuerst die
belasteten Grundstücke auswei-
sen soll, um dann Sanierungs-
maßnahmen in die Wege zu lei-
tenunderst andritter Stelleeine
sinnvolle Nutzung zu ermögli-
chen. Jetzt bleiben ganze Gebie-

aktuell2
systeme, dieder LCGBschonim-
mer gefordert habe.
Robert Weber hatte leichtes

Spiel, seinen Konkurrenten
schlechte Noten zu verpassen:
Der 13te−Monats−Vorschlag der
LSAP existiert nur in Formeiner
Postkarte, unbelastet von allen
politischen Argumentationen.
Und die Hungerrenten sind die
letzte Kartusche der Sozialnei-
derpartei ADR. Doch auch die
LCGB−Vorschläge sind nicht oh-
ne Widersprüche: Auf der einen
Seitepocht die Gewerkschaft auf
die Proportionalität der Renten
zu den Beiträgen, auf der ande-
ren will siediezehnbestenJahre
stärker gewichten.
Bei diesem Berechnungsmo-

dell kann ein Rentner mit einer
steilenKarriereohne weiteres 20
Prozent mehr erhalten als sein
Kollege mit einer flachen Kar-
riere, obwohl beide gleich viel
eingezahlt haben. Gerecht? Im-
merhin dient dies dazu, die Ren-
te des ersteren näher an sein
letztes Gehalt zu heben. Doch
bei unregelmäßigen Karrieren,
die, wie der LCGB richtig be-
merkt, i mmer häufiger werden,
kanndie Renteunter Umständen
sogar das letzte Gehalt über-
treffen.
Obdieses Modell eine bessere

Alternative darstellt als das li-
neare Plus−Sieben−Prozent−Mo-
dell der gewerkschaftsübergrei-
fendenRentenplattformoder die
"Drei Prozent plus einen degres-
siven Betrag"−Formel der CSV
wirdsichzeigen müssen.
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